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LEGAL UPDATE VERGABERECHT / ÖFFENTLICHES WIRTSCHAFTSRECHT 

Frankfurt am Main, 13.03.2024 

Gebäuderichtlinie (EPBD) passiert EU-Parla-

ment 

Dr. Jan Peter Müller, Linda Koßmann  

Die Europäische Union will bis 2050 klimaneut-

ral werden. Teil des Pakets „Fit Für 55“, mit dem 

die Emissionen in der EU bis 2030 um mindes-

tens 55% gegenüber 1990 sinken sollen, ist die 

Überarbeitung der EU-Gebäuderichtlinie 

(EPBD). Das Europäische Parlament hat dem 

Vorschlag zur Überarbeitung der Richtlinie am 

12. März 2024 formell zugestimmt.1  

Klimarelevanz des Gebäudesektors 

Die Gebäude in der EU machen 40% des 

Endenergieverbrauchs aus und verursachen 

36% der unionsweiten energiebedingten Treib-

hausgasemissionen. Bedarf zur energetischen 

Renovierung besteht bei fast 75% der Gebäude 

in der EU.2 Der Gebäudesektor bietet erhebli-

ches Potenzial zur Reduzierung der Emissio-

nen. 

                                                      

1 https://www.bmwsb.bund.de/Shared-
Docs/pressemitteilun-
gen/Webs/BMWSB/DE/2024/03/state-
ment_epbd_richtlinie.html 
2 https://www.consilium.europa.eu/de/infogra-
phics/fit-for-55-making-buildings-in-the-eu-
greener/ 

Hintergrund 

Die Europäische Kommission hat bereits im De-

zember 2021 einen Vorschlag zur weiteren 

Überarbeitung der Gebäuderichtlinie einge-

bracht. Nach politischem Ringen um die Vorga-

ben erzielten die Kommission, das Europäische 

Parlament und der Europäische Rat am 07. De-

zember 2023 eine vorläufige Einigung über den 

Vorschlag zur Überarbeitung der Richtlinie.3 Die 

formelle Annahme des Vorschlags durch den 

Europäischen Rat steht noch aus. 

Wesentliche Änderungen durch die 

Richtlinie 

Der Vorschlag enthält ein umfassendes Maß-

nahmenpaket zur Verbesserung der Energieef-

fizienz von Gebäuden.  

3 Text der vorläufigen Einigung in englischer 
Sprache: https://data.consilium.eu-
ropa.eu/doc/document/ST-16655-2023-
INIT/en/pdf 
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Energieverbrauch von Bestandsgebäuden 

Der Energieverbrauch von Gebäuden soll er-

heblich reduziert werden. Dafür muss die Ge-

samtenergieeffizienz, also die Energiemenge, 

die ein Gebäude pro Quadratmeter jährlich ver-

braucht, berechnet werden.  

Für Nichtwohngebäude obliegt es den Mit-

gliedstaaten, Mindestvorgaben für Gesamt-

energieeffizienz festzulegen. Artikel 9 Nr. 1 des 

Vorschlags sieht die Einführung eines 16 % und 

eines 26 % Schwellenwertes (tresholds) vor. 

Dabei wird die Energieeffizienz des gesamten 

Gebäudebestands der Nichtwohngebäude von 

Januar 2020 erfasst und in Gruppen oberhalb 

(vergleichsweise schlechte Energieeffizienz)   

oder unterhalb dieser Schwellenwerte (ver-

gleichsweise bessere Energieeffizienz) einge-

teilt. Ausgehend davon sieht der Vorschlag so-

dann vor, dass der Energieverbrauch aller 

Nichtwohngebäude bis 2030 niedriger als bei 

den Gebäuden in der Gruppe oberhalb des 

16%-Schwellenwertes und bis 2033 niedriger 

als bei den Gebäuden in der Gruppe oberhalb 

des 26%-Schwellenwertes sein muss. 

Bei Wohngebäuden soll der durchschnittliche 

Primärverbrauch bis 2030 um 16% und bis 2035 

um 20-22% gesenkt werden, Artikel 9 Nr. 2 des 

Vorschlags. Dabei müssen mindestens 55% der 

Energieeinsparungen durch Renovierungen der 

Gebäude mit der schlechtesten Energieeffizienz 

erreicht werden. Eine ursprünglich von der 

Kommission beabsichtigte Sanierungspflicht für 

Wohngebäude wird die Richtlinie nicht enthal-

ten. 

2050 sollen alle Bestandsgebäude Nullemissi-

onsgebäude sein, d.h. am Standort keine Emis-

sionen aus fossilen Brennstoffen mehr verursa-

chen (Art. 9b des Vorschlags). Ausnahmen gel-

ten etwa für historische Gebäude, Industriean-

lagen und landwirtschaftliche Nutzgebäude. 

Neubauten 

Bis 2030 müssen alle neuen Gebäude Nullemis-

sionsgebäude sein. Stehen sie im Eigentum öf-

fentlicher Einrichtungen, soll die Vorgabe schon 

2028 gelten.  

Solarenergieanlagen 

Für den Ausbau erneuerbarer Energie sollen 

mehr Solarenergieanlagen installiert werden, 

 ab 2027: auf allen neuen öffentlichen Ge-

bäuden und Nichtwohngebäuden ab 250 m² 

Nutzfläche  

 ab 2028: auf allen bestehenden Nichtwohn-

gebäuden ab 500 m² Nutzfläche, die einer 

genehmigungspflichtigen Maßnahme (Re-

novierung / Umbau) unterzogen werden und 

auf allen bestehenden öffentlichen Gebäu-

den und Nichtwohngebäuden ab 2000 m² 

 ab 2029: auf allen bestehenden Nichtwohn-

gebäuden und öffentlichen Gebäuden ab 

750 m² 

 ab 2030: auf allen neuen Wohngebäuden 

und angrenzenden neuen überdachten 

Parkplätzen 

 ab 2031: auf allen bestehenden öffentlichen 

Gebäuden ab 250 m² Nutzfläche.  

 

Infrastruktur und Förderungen  

Neue und umfassend renovierte Gebäude sol-

len daneben über mehr Ladestationen für Elekt-

rofahrzeuge, bessere Infrastruktur für Ladesta-

tionen in der Zukunft und mehr Fahrradstell-

plätze verfügen. 

Um Energiearmut zu bekämpfen und Anreize für 

den Umbau zu setzen, sollen die Mitgliedstaa-

ten nationale Förderprogramme und administra-

tive Unterstützung anbieten. 
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Inkrafttreten und Umsetzung ins natio-

nale Recht 

Die neue Richtlinie wird die gültige Gebäude-

richtlinie 2010/31/EU ablösen. Vor Inkrafttreten 

muss der Europäische Rat noch formell zustim-

men. Anschließend sollen die Mitgliedstaaten 

die Vorgaben innerhalb von 24 Monaten in nati-

onales Recht umsetzen (Art. 32 Abs. 1 des Vor-

schlags). 

Bedeutung für die Baubranche und die 

öffentliche Hand 

Die neue Gebäudeeffizienzrichtlinie (EPBD) 

wird zur Erreichung der unionsweiten Dekarbo-

nisierungsziele bis 2030 und 2050 beitragen 

und spürbare Auswirkungen für Unternehmen 

und die öffentliche Hand haben. Die Gebäude-

renovierungen bieten erhebliches Emissionsre-

duzierungspotenzial und gehen einher mit den 

Bestrebungen der Europäischen Kommission, 

die Renovierungsquoten in den Mitgliedstaaten 

bis 2030 mindestens zu verdoppeln und sicher-

zustellen, dass die Energieeffizienz und der An-

teil erneuerbarer Energien durch Renovierun-

gen erhöht werden.4  

Öffentliche Auftraggeber werden sich der Her-

ausforderung stellen müssen, als erste die Vor-

gaben der neuen Gebäuderichtlinie umzuset-

zen. Anstehende Vergaben von Bauleistungen 

werden die vorgegebenen Kriterien einbinden, 

um die Erreichung der Klimaziele zu ermögli-

chen. 

Gemeinsam mit den aufgrund der jeweiligen Kli-

maschutzgesetze anwendbaren Regelungen 

zur Berücksichtigung externen Effekte der Um-

weltbelastung (CO₂-Schattenpreis) wird der As-

pekt des Klimabewusstseins die Wirtschaftlich-

keitsuntersuchung und die öffentliche Beschaf-

fung stark beeinflussen.

 

                                                      

4 https://energy.ec.europa.eu/topics/energy-
efficiency/energy-efficient-buildings/renovation-
wave_en 
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Hinweis 

Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetz en. Sprechen 

Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. den Autor Dr. Jan Peter Müller unter +49 69-170000-297 oder jmuel-

ler@goerg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 

Wir verwenden das generische Maskulinum und sehen von einer Nennung aller Geschle chtsidentitäten ab, damit dieser Text besser lesbar ist, 

und meinen damit ausdrücklich jeden in jeder Geschlechtsidentität.  
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